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Rechtsgebiete: 

Staats- und Verfassungsrecht (mit Staatshaftungs- und Entschädigungsrecht) 

GemO § 103; GemO § 103 Abs. 2; GemO § 105; GemO § 105 Abs. 2; LFAG § 10; LFAG § 11; 
LFAG § 12; LFAG § 13; LFAG § 5; LFAG § 5a; LFAG § 6; LFAG § 7; LFAG § 8; LFAG § 9; LV 
Art 117; LV Art 117 S 2; LV Art 49; LV Art 49 Abs. 1; LV Art 49 Abs. 2; LV Art 49 Abs. 3; 

Leitsatz:  

1. Art. 49 Abs. 6 LV verpflichtet das Land, den Kommunen im Wege des Finanzausgleichs eine 
angemessene Finanzausstattung zu sichern. Diese muss neben der Erfüllung zugewiesener 
grundsätzlich auch die Wahrnehmung frei gewählter Aufgaben ermöglichen. 

2. Die hiernach erforderlichen Finanzzuweisungen an die Kommunen sind unter gleichzeitiger 
Berücksichtigung des Finanzbedarfs des Landes zu bemessen. Angesichts der grundsätzlichen 
Gleichwertigkeit staatlicher und kommunaler Aufgaben wird der vertikale Finanzausgleich durch 
den Grundsatz der Verteilungssymmetrie bestimmt. 

3. Das Ergebnis des rechnerischen Symmetrievergleichs zwischen Kommunen und Land ist im 
Einzelfall aus Gründen der Verteilungsgerechtigkeit zu korrigieren. Dies gilt insbesondere dann, 
wenn Finanzprobleme der Kommunen maßgeblich auf einer signifikant hohen Kostenbelastung 
aus staatlich zugewiesenen Aufgaben beruhen und daher fremdbestimmt sind. 

4. Das Land trifft insoweit auch eine Mitverantwortung für die Kosten aus Aufgabenzuweisungen 
durch den Bund. Es hat die finanziellen Belange seiner Kommunen auf Bundesebene als eigene 
zu wahren und durchzusetzen. 

5. Die Vorschriften über die Finanzausgleichsmasse und die Schlüsselzuweisungen des Jahres 
2007 stehen hierzu in Widerspruch. Der Gesetzgeber hat die signifikant hohen Sozialausgaben 
als wesentliche Ursache der kommunalen Finanzprobleme bei der Bemessung der Finanzzuwei-
sungen nicht angemessen berücksichtigt. 

6. Bei der Ausgestaltung des horizontalen Finanzausgleichs hat der Gesetzgeber zudem das 
Gebot interkommunaler Gleichbehandlung verletzt. Infolge der hohen Sozialausgaben ist es 
2007 zu erheblichen finanziellen Ungleichgewichten zwischen den Landkreisen und kreisfreien 
Städten und den Gebietskörperschaften unterhalb der Kreisebene gekommen. 

7. Der kommunale Finanzausgleich ist spätestens zum 1. Januar 2014 neu zu regeln. Bis zu 
diesem Zeitpunkt bleibt das bisherige Recht anwendbar. 
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8. Das Land hat im Rahmen der Neuregelung einen spürbaren Beitrag zur Bewältigung der 
kommunalen Finanzkrise zu leisten. Dieser muss jedenfalls auch in einer effektiven und deutli-
chen Verbesserung der kommunalen Finanzausstattung bestehen. Daneben kommt eine Entlas-
tung der Kommunen auf der Ausgabenseite durch Aufgabenrückführung oder die Lockerung 
gesetzlicher Standards in Betracht. 

9. Im Gegenzug müssen auch die Kommunen ihre Kräfte größtmöglich anspannen. Die kommu-
nale Finanzkrise erfordert von Verfassungswegen ein entschlossenes und zeitnahes Zusam-
menwirken aller Ebenen. 

In dem Normenkontrollverfahren 

betreffend ... §§ 5 bis 13 des Landesfinanzausgleichsgesetzes vom 30. November 1999 (GVBl. 
S. 415) in der Fassung des Dritten Landesgesetzes zur Änderung des Landesfinanzausgleichs-
gesetzes vom 12. Juni 2007 (GVBl. S. 80) in Verbindung mit § 1 Abs. 1 des Landeshaushaltsge-
setzes 2007/2008 vom 19. Dezember 2006 (GVBl. S. 421) und den Ansätzen für die Finanzaus-
gleichsmasse im Haushaltsplan für das Jahr 2007 

Aussetzungs- und Vorlagebeschluss des Oberverwaltungsgerichts Rheinland-Pfalz vom 15. De-
zember 2010 - 2 A 10738/09.OVG -  

Beteiligte des Ausgangsverfahrens: 

1. Landkreis X1., 

vertreten durch den Landrat, W.-L.- Straße ..., X1., 

Prozessbevollmächtigte: Rechtsanwälte C., B., H. & Partner, B.-Straße ..., X2. 

2. Land X3., 

vertreten durch den Minister des Innern, für Sport und Infrastruktur, S.-Platz ..., X4., 

Prozessbevollmächtigter: Prof. Dr. R. W., J.-B.-Straße ..., X5. 

3. Vertreter des öffentlichen Interesses - Ministerium der Justiz und für Verbraucherschutz -, E.-
L.-Straße ..., X4. 

hat der Verfassungsgerichtshof Rheinland-Pfalz in Koblenz aufgrund der mündlichen Verhand-
lung vom 30. Januar 2012, an der teilgenommen haben Präsident des Verfassungsgerichtshofs 
Prof. Dr. Meyer, Vizepräsident des Oberverwaltungsgerichts Steppling, Präsident des Landesso-
zialgerichts Bartz, Präsident des Oberlandesgerichts Kestel, Landrat Dr. Saftig, Universitätspro-
fessor Dr. Hufen, Universitätsprofessor Dr. Robbers, Kreisverwaltungsdirektorin Nagel, Rechts-
anwältin JU Dr. Theis LL.M. für Recht erkannt: 

§§ 5 bis 13 des Landesfinanzausgleichsgesetzes vom 30. November 1999 (GVBl. S. 415) in der 
Fassung des Dritten Landesgesetzes zur Änderung des Landesfinanzausgleichsgesetzes vom 
12. Juni 2007 (GVBl. S. 80) in Verbindung mit § 1 Abs. 1 des Landeshaushaltsgesetzes 
2007/2008 vom 19. Dezember 2006 (GVBl. S. 421) und den Ansätzen für die Finanzausgleichs-
masse im Haushaltsplan für das Jahr 2007 sind nach Maßgabe der Gründe mit Art. 49 Abs. 6 in 
Verbindung mit Art. 49 Abs. 1 bis 3 der Verfassung für X3. unvereinbar.  
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Dasselbe gilt für die entsprechenden Vorschriften über die Finanzausgleichsmasse und die 
Schlüsselzuweisungen sämtlicher Folgejahre. 

Der Gesetzgeber ist verpflichtet, spätestens bis zum 1. Januar 2014 eine verfassungsgemäße 
Regelung zu treffen. Diese Neuregelung kann sich auf die Zeit ab dem 1. Januar 2014 be-
schränken. Bis zum Inkrafttreten der Neuregelung - längstens bis zum 31. Dezember 2013 - 
bleiben die von der Unvereinbarkeitserklärung erfassten Vorschriften in ihrer jeweils geltenden 
Fassung weiterhin anwendbar.  

A. Die Richtervorlage wirft die Frage auf, ob die Finanzausgleichsmasse und die Schlüsselzu-
weisungen des Jahres 2007 angesichts stark gestiegener Sozialausgaben noch den Anforde-
rungen an eine verfassungsgemäße Finanzausstattung der Kommunen genügten.  

I. 

Die finanzielle Lage der Kommunen in X3. ist seit Jahrzehnten angespannt. Bereits im 22. Jahr 
in Folge blieben 2011 die Einnahmen hinter den Ausgaben zurück. Gleichzeitig steigen die von 
Gesetzes wegen nur zur Überbrückung kurzfristiger Liquiditätsengpässe vorgesehenen Kassen-
kredite weiter an. Zum Zeitpunkt der mündlichen Verhandlung näherte sich die Kassenkreditbe-
lastung der X3. Kommunen der Marke von 6 Milliarden Euro. Die Pro-Kopf-Verschuldung aus 
Investitions- und Kassenkrediten lag 2010 um 52 Prozent über dem Durchschnitt der westlichen 
Flächenländer. Bei isolierter Betrachtung der Kassenkredite wurde der Vergleichswert sogar um 
122 Prozent überschritten. Eine wesentliche Ursache hierfür liegt in der stetig steigenden Aufga-
benzuweisung durch Bund und Land, der nur unzureichende Zuwächse auf der Einnahmenseite 
gegenüberstehen. Besonders signifikant ist diese Entwicklung im Sozialwesen. Die Ausgaben 
der Gemeinden und Gemeindeverbände für soziale Leistungen stiegen von 1990 bis 2010 um 
etwa 220 Prozent auf 2.272 Millionen Euro und damit fast dreimal so schnell wie ihre Einnah-
men. Hiervon betroffen sind vor allem die Landkreise und kreisfreien Städte, die einen Großteil 
der sozialen Lasten zu tragen haben.  

II. 

1. Im Ausgangsverfahren vor den Verwaltungsgerichten nimmt der Landkreis X1. das Land auf 
Erhöhung der Schlüsselzuweisungen für das Jahr 2007 in Anspruch. Zur Begründung macht er 
geltend, die ihm im Rahmen des kommunalen Finanzausgleichs 2007 gewährten Leistungen 
entsprächen nicht den Anforderungen an eine aufgabenangemessene Finanzausstattung im 
Sinne des Art. 49 Abs. 6 LV. Seine finanzielle Situation sei dramatisch. Seit 1992 sei sein Haus-
halt nicht mehr ausgeglichen. Die Defizite hätten vor allem strukturelle Gründe. In der großen 
kreisangehörigen Stadt X1. entstünden hohe Soziallasten. Außerdem seien im Landkreis zahl-
reiche Pflege- und Behinderteneinrichtungen sowie Förderschulen mit überregionalem Einzugs-
bereich ansässig. Auch insgesamt sei die finanzielle Lage der rheinland-pfälzischen Landkreise 
desolat. Sie wiesen im Ländervergleich außerordentlich hohe Fehlbeträge auf. 

2. Das Oberverwaltungsgericht hat das Verfahren in der Berufungsinstanz ausgesetzt und eine 
Entscheidung des Verfassungsgerichtshofs darüber eingeholt, ob § 5 des Landesfinanzaus-
gleichsgesetzes - LFAG - in Verbindung mit § 1 Abs. 1 des Landeshaushaltsgesetzes - LHG - 
2007/2008 und den Ansätzen für die Finanzausgleichsmasse im Haushaltsplan für das Jahr 
2007 sowie §§ 5a, 6, 7, 8, 9, 10 in Verbindung mit §§ 11, 12 und 13 LFAG mit Art. 49 Abs. 6 der 
Verfassung für X3. - LV - vereinbar sind. 



 4 

Zur Begründung heißt es in dem Vorlagebeschluss, aus Art. 49 Abs. 6 LV lasse sich ein Gebot 
der Verteilungssymmetrie ableiten, welches eine aufgabengerechte Verteilung der nur begrenzt 
verfügbaren Finanzmittel zwischen den verschiedenen staatlichen Ebenen verlange. Bei der 
Bemessung der Finanzausgleichsmittel sei daher auch der Anstieg von Ausgaben der kommuna-
len Gebietskörperschaften aus gesetzlich übertragenen Aufgabenbereichen angemessen zu 
berücksichtigen. Dies gelte besonders für die Aufwendungen der Landkreise im Sozialbereich, 
die in der Vergangenheit stark gewachsen seien und inzwischen einen Anteil von mehr als 40 
Prozent an den Gesamtausgaben der Landkreise erreicht hätten. Angemessen in diesem Sinne 
sei eine prozentuale Steigerung der Schlüsselzuweisungen, die jedenfalls die Hälfte der prozen-
tualen Steigerung der Sozialaufwendungen ausmache. Diesem Erfordernis genügten die Schlüs-
selzuweisungen des Jahres 2007 nicht. Während die Sozialausgaben der Landkreise von 1990 
bis 2007 um 325 Prozent gestiegen seien, habe das Land die Schlüsselzuweisungen im gleichen 
Zeitraum lediglich um 27 Prozent erhöht. 

III. 

1. Der Verfassungsgerichtshof hat dem Landtag, der Landesregierung, dem Landkreis X1., dem 
Vertreter des öffentlichen Interesses, den Präsidenten des Rechnungshofs und des Statistischen 
Landesamtes sowie der Arbeitsgemeinschaft der kommunalen Spitzenverbände X3. Gelegenheit 
zur Äußerung gegeben. 

a) Der Landtag hält die Vorlage für unbegründet. Das Land habe den Kommunen im Rahmen 
seiner eingeschränkten finanziellen Möglichkeiten stets eine angemessene Finanzausstattung 
gesichert. Ihre Finanzkraft sei durch zahlreiche Maßnahmen - etwa die wiederholte Erhöhung 
des Verbundsatzes, den Beistandspakt und den Stabilisierungsfonds - gestärkt worden. Ange-
sichts der Schuldenlast des Landes erscheine es allerdings angemessen, auch den Kommunen 
eine gewisse Verschuldung zuzumuten. Ein Verstoß gegen den Grundsatz der Verteilungssym-
metrie sei auch mit Blick auf die gestiegenen Soziallasten nicht gegeben. Die Aufgaben der 
Kommunen im Sozialbereich beruhten überwiegend auf Bundesgesetzen. Nach Art. 49 Abs. 6 
LV bestehe eine Ausgleichspflicht jedoch nur für Kosten aus landesgesetzlichen Aufgabenzu-
weisungen. Auch eine etwaige Zustimmung der Landesregierung im Bundesrat begründe keine 
Einstandspflicht für bundesgesetzlich begründete Aufgaben. Die Exekutive könne den Landtag 
als Finanzausgleichsgesetzgeber durch ihr Abstimmungsverhalten nicht binden. Im Übrigen be-
stünden Anhaltspunkte dafür, dass die bundesgesetzlichen Aufgabenzuweisungen im Sozialbe-
reich ihrerseits verfassungswidrig seien. Jedenfalls dies spreche gegen eine Einstandspflicht 
des Landes im Rahmen des Art. 49 Abs. 6 LV. 

b) Auch die Landesregierung tritt dem Vorlagebeschluss entgegen. Zwar gehe das Oberverwal-
tungsgericht im Ansatz zutreffend davon aus, dass die vom Gesetzgeber im Rahmen eines wei-
ten Gestaltungsspielraums auszufüllende Finanzausstattungsgarantie des Art. 49 Abs. 6 LV un-
ter dem Vorbehalt der finanziellen Leistungsfähigkeit des Landes stehe. Es sei jedoch fraglich, 
ob dieser Leistungsfähigkeitsvorbehalt tatsächlich durch einen Grundsatz der Verteilungssym-
metrie begrenzt werde. Jedenfalls könne aus einem solchen Symmetriegebot nicht geschlossen 
werden, dass die in den Jahren 1990 bis 2007 eingetretenen Ausgabensteigerungen der Land-
kreise im Bereich Soziales über die Schlüsselzuweisungen mindestens hälftig auszugleichen 
seien. Denn eine solche Ausgleichspflicht führe letztlich zu einer sachwidrigen finanziellen Privi-
legierung der kommunalen Aufgaben im Sozialwesen gegenüber anderen gleichwertigen öffent-
lichen Aufgaben. Außerdem stehe sie im Widerspruch zu Art. 49 Abs. 5 LV, der eine Anwendung 
des Konnexitätsprinzip auf den hier in Rede stehenden Altaufgabenbestand der Kommunen aus-
schließe. Im Übrigen ergebe es keinen Sinn, im Rahmen einer Symmetriebetrachtung allein auf 
die Sozialausgaben der Landkreise abzustellen. Vielmehr sei die Verteilung der Einnahmen und 
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Ausgaben zwischen Land und Kommunen insgesamt in den Blick zu nehmen. Ein Anspruch auf 
höhere Schlüsselzuweisungen bestehe danach nicht. Finanzwissenschaftliche Berechnungen 
zeigten, dass die Einnahmenverteilung von 2000 bis 2007 sogar leicht zugunsten der kommuna-
len Ebene verschoben gewesen sei. Außerdem seien der Bund und das Land wesentlich höher 
verschuldet als die Kommunen. Allerdings seien die Zentralkreise in der Zeit von 2001 bis 2007 
gegenüber den kreisangehörigen Gemeinden und Verbandsgemeinden finanziell benachteiligt 
gewesen. Dieses Ungleichgewicht sei jedoch nicht durch höhere Zuweisungen des Landes an 
die Zentralkreise zu beseitigen, sondern durch eine starke Anhebung der Kreisumlagesätze. 
Schon wegen der Schuldenbremse könne das Land nicht gezwungen werden, sich zugunsten 
der Kommunen weiter zu verschulden. Auch sonst habe es - abgesehen von der Grunder-
werbsteuer - auf der Einnahmenseite kaum Spielräume. Dennoch habe es den finanziellen Prob-
lemen der Kommunen angemessen Rechnung getragen, etwa durch den Stabilisierungsfonds 
und den Kommunalen Entschuldungsfonds.  

c) Der Landkreis X1. und die Arbeitsgemeinschaft der kommunalen Spitzenverbände X3. begrü-
ßen den Vorlagebeschluss hingegen. Die vorgelegten Bestimmungen stünden schon deshalb im 
Widerspruch zu Art. 49 Abs. 6 LV, weil das Landesfinanzausgleichsgesetz kein Verfahren zur 
Ermittlung des tatsächlichen kommunalen Finanzbedarfs vorsehe. Jedenfalls aber sei die Fi-
nanzausstattung der Kommunen völlig unzureichend, was maßgeblich auf die hohen und nur 
unzureichend gegenfinanzierten Soziallasten zurückzuführen sei. Nicht zu folgen sei dem Ober-
verwaltungsgericht, wenn es den Anspruch der Kommunen auf eine angemessene Finanzaus-
stattung unter den Vorbehalt der Leistungsfähigkeit des Landes stelle. Verweigere man den 
Kommunen eine von der Finanzsituation des Landes unabhängige Mindestausstattung, so laufe 
die Finanzausstattungsgarantie des Art. 49 Abs. 6 LV leer. Selbst wenn man jedoch von einem 
Gebot der Verteilungssymmetrie ausgehe, so habe das Land gerechterweise die Hauptlast aus 
der desolaten Finanzlage der Kommunen zu tragen. Denn es trage die Verantwortung für die 
Misere und habe die Mittel zu deren Überwindung.  

d) Die Präsidenten des Rechnungshofs und des Statistischen Landesamtes haben sich im We-
sentlichen zu den tatsächlichen Annahmen des Oberverwaltungsgerichts bezüglich der Finanzsi-
tuation der Kommunen geäußert. Der Vertreter des öffentlichen Interesses hat von einer Stel-
lungnahme abgesehen.  

2. Die Landesregierung und die Arbeitsgemeinschaft der kommunalen Spitzenverbände X3. ha-
ben dem Verfassungsgerichtshof finanzwissenschaftliche Sachverständigengutachten vorgelegt.  

a) Nach den Berechnungen des von der Landesregierung beauftragten Gutachters Prof. Dr. X6. 
war der kommunale Bereich in X3. in der Zeit von 2000 bis 2007 finanziell leicht besser ausges-
tattet als das Land selbst. Der Anteil der Kommunen an den gesamten im Land verfügbaren Ein-
nahmen habe den Kommunalisierungsgrad - also den Anteil der kommunalen Ausgaben an den 
Gesamtausgaben im Land - durchschnittlich um 0,7 Prozentpunkte überstiegen. Die Deckungs-
quote, welche die Einnahmen einer Ebene ins Verhältnis zu ihren Ausgaben setze, habe für den 
kommunalen Bereich im Durchschnitt um 2,7 Prozentpunkte höher gelegen als auf Ebene des 
Landes. Allerdings sei es im genannten Zeitraum zu erheblichen Ungleichgewichten innerhalb 
der Landkreise gekommen. Der Saldo der Einnahmen und Ausgaben weise auf der zentralen 
Kreisebene in allen Jahren ein Defizit, bei den Kreisgemeinden dagegen einen Überschuss aus. 
Insgesamt lägen die Zentralkreise von 2001 bis 2007 mit 2,3 Milliarden Euro im Minus, die 
Kreisgemeinden dagegen mit 2,2 Milliarden Euro im Plus. 

b) Die Finanzwissenschaftler Prof. Dr. X7. und G. X8. sind diesem Gutachten in einer von den 
kommunalen Spitzenverbänden veranlassten Stellungnahme entgegen getreten. Prof. Dr. X6. 
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stelle im Rahmen der Deckungsquotenberechnung die Einnahmen des Landes und der Kommu-
nen den um Zahlungen vom öffentlichen Bereich sowie um Gebühren und Entgelte bereinigten 
unmittelbaren Ausgaben gegenüber. Sachgerecht sei es indes, die allgemeinen Deckungsmittel 
in ein Verhältnis zu den um Zinsausgaben bereinigten Zuschussbedarfen (aufgabenspezifische 
Ausgaben abzüglich aufgabenspezifischer Einnahmen) zu setzen. Eine Berechnung auf dieser 
Grundlage zeige im Durchschnitt der Jahre 2001 bis 2007 einen Symmetriekoeffizienten von 
0,980 und damit eine unsymmetrische Verteilung zulasten der kommunalen Ebene in Höhe von 
73 Millionen Euro pro Jahr (gegenüber der Rechnung von Prof. Dr. X6. mit 95 Millionen Euro 
zugunsten der Kommunen). Das bisherige Verständnis des Symmetriegrundsatzes greife ohne-
hin zu kurz. Es übersehe, dass sich mit dem Land und den Kommunen zwei ungleiche Partner 
im Symmetrievergleich gegenüber stünden. Insbesondere habe das Land bis zum Inkrafttreten 
der Schuldenbremse wesentlich weitergehende Verschuldungsmöglichkeiten gehabt. Außerdem 
seien die Kommunen in ihrer Aufgabenwahrnehmung in höherem Maße fremdbestimmt als das 
Land. Diese Ungleichheit führe zu einer Verzerrung ausgabenorientierter Symmetrievergleiche 
zugunsten des Landes.  

B. Die Vorlage ist zulässig.  

1. Gegenstand des Verfahrens sind die im Tenor des Vorlagebeschlusses benannten Vorschrif-
ten über die Finanzausgleichsmasse und die Schlüsselzuweisungen des Jahres 2007. Die 
Vorlage erfasst diese Bestimmungen nicht nur insoweit, als sie der Gewährung von Schlüssel-
zuweisungen an die Landkreise zugrunde liegen, sondern insgesamt. Die Vorschriften bilden ein 
zusammenhängendes Regelwerk, welches im Rahmen der hier vorzunehmenden verfassungs-
gerichtlichen Prüfung nicht nach Gebietskörperschaftsgruppen aufgespalten werden kann.  

2. Die Vorlage ist ordnungsgemäß begründet. Nach § 24 Abs. 2 Satz 1 des Landesgesetzes 
über den Verfassungsgerichtshof - VerfGHG - ist in der Begründung einer Richtervorlage an-
zugeben, inwiefern die im Ausgangsverfahren zu treffende Entscheidung von der Gültigkeit des 
Landesgesetzes abhängt und mit welcher Vorschrift der Landesverfassung dieses unvereinbar 
ist. Der Vorlagebeschluss genügt diesen Anforderungen. Das Oberverwaltungsgericht hat die 
Entscheidungserheblichkeit der vorgelegten landesgesetzlichen Bestimmungen über den 
kommunalen Finanzausgleich aufgezeigt und eingehend dargetan, weshalb es diese für 
unvereinbar mit Art. 49 Abs. 6 LV hält.  

C. Die zur Überprüfung gestellten Vorschriften sind mit Art. 49 Abs. 6 in Verbindung mit 
Art. 49 Abs. 1 bis 3 LV unvereinbar. 

I. 

Art. 49 LV gewährleistet den Gemeinden und Gemeindeverbänden das Recht der Selbst-
verwaltung (Art. 49 Abs. 1 bis 3 LV) und verpflichtet das Land, den Kommunen die zur Erfül-
lung ihrer eigenen und der übertragenen Aufgaben erforderlichen Mittel im Wege des Lasten- 
und Finanzausgleichs zu sichern (Art. 49 Abs. 6 Satz 1 LV). 

1. Hieraus hat der Verfassungsgerichtshof in gefestigter Rechtsprechung abgeleitet, dass 
den Gemeinden und Gemeindeverbänden eine angemessene Finanzausstattung verfas-
sungsrechtlich verbürgt ist. Art. 49 Abs. 6 LV gewährleistet den Kommunen die Finanzhoheit 
verstanden als Ausgabenhoheit auf der Grundlage einer angemessenen Finanzausstattung. 
Die Regelung geht dabei vom Grundsatz einheitlicher Aufgabenerfüllung und einheitlicher 
Ausgleichsleistung aus und beinhaltet eine einheitliche Finanzgarantie. Sie lässt - vorbe-
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haltlich der hier nicht einschlägigen Konnexitätsregelung des Art. 49 Abs. 5 LV - grund-
sätzlich keinen Raum für einen Anspruch der Gemeinden und Gemeindeverbände auf eine 
gesonderte Erstattung der Kosten für die Wahrnehmung staatlicher Auftragsangelegenheiten 
oder bestimmter Aufgabenbereiche (vgl. VerfGH RP, AS 23, 434 [437]; AS 33, 66 [69 f.]). 

Der von Art. 49 Abs. 6 Satz 1 LV geforderte kommunale Lasten- und Finanzausgleich verfolgt im 
Wesentlichen zwei Ziele: Zum einen ergänzt er die Finanzquellen der Kommunen und stockt 
deren Finanzmasse insgesamt auf (vertikale oder fiskalische Funktion). Zum anderen bezweckt 
er, die Finanzkraftunterschiede zwischen den Kommunen abzubauen (horizontale oder distribu-
tive Funktion). Diese horizontale oder distributive Funktion wird auch als interkommunaler Las-
ten- und Finanzausgleich bezeichnet (vgl. VerfGH RP, AS 26, 391 [396]; AS 33, 66 [70]). 

2. Bei der Bemessung der den Kommunen im vertikalen Finanzausgleich insgesamt zu gewäh-
renden Mittel steht dem Gesetzgeber ein Einschätzungs- und Gestaltungsspielraum zu, der 
Grund und Grenzen in Art. 49 Abs. 6 Satz 1 LV findet.  

a) Angemessen ist die Finanzausstattung der Kommunen grundsätzlich nur dann, wenn 
die kommunalen Finanzmittel ausreichen, um den Gemeinden und Gemeindeverbänden 
die Erfüllung aller zugewiesenen und im Rahmen der kommunalen Selbstverwaltung auch 
die Wahrnehmung selbstgewählter Aufgaben zu ermöglichen. Die Finanzausstattungsgaran-
tie ist in der Regel jedenfalls dann verletzt, wenn den Kommunen die zur Wahrnehmung eines 
Minimums freier Aufgaben zwingend erforderliche Mindestfinanzausstattung vorenthalten und so 
einer sinnvollen Betätigung der Selbstverwaltung die Grundlage entzogen wird (vgl. VerfGH RP, 
AS 19, 339 [341]; AS 29, 75 [82]; BVerwGE 106, 280 [287]). 

b) Inhalt und Umfang einer angemessenen Finanzausstattung der Gemeinden und Gemeinde-
verbände richten sich allerdings nicht ausschließlich nach den Erfordernissen der kommunalen 
Selbstverwaltung. Die Frage der Angemessenheit kann vielmehr nur unter gleichzeitiger 
Berücksichtigung der Belange des Landes beantwortet werden, mit dem die Gemeinden und 
Gemeindeverbände in einem Finanzverbund zusammengeschlossen sind. Zwar stellt die Verfas-
sung für X3. die Finanzausstattungsgarantie nicht ausdrücklich unter den Vorbehalt der finan-
ziellen Leistungsfähigkeit des Landes. Ein von der Finanzkraft des Landes losgelöster Anspruch 
der Kommunen stünde jedoch im Widerspruch zur grundsätzlichen Gleichwertigkeit staatlicher 
und kommunaler Aufgaben. Der kommunalen Selbstverwaltung würde hierdurch einseitig der 
Vorrang gegenüber anderen, verfassungsrechtlich gleichwertigen Gütern wie etwa der inneren 
Sicherheit, dem Bildungswesen oder der Justizgewährung eingeräumt (vgl. VerfGH RP, AS 15, 
66 [68 f., 75]; BayVerfGH, Urteil vom 28. November 2007 - Vf. 15-VII-05 - juris, Rn. 204; VerfGH 
NW, Urteil vom 19. Juli 2011 - 32/08 - juris, Rn. 56).  

c) Bei der Bemessung der Finanzzuweisungen an die Kommunen sind also die widerstrei-
tenden finanziellen Belange des Landes und der Kommunen zu einem angemessenen 
Ausgleich zu bringen. Angesichts der grundsätzlichen Gleichwertigkeit von staatlichen und 
kommunalen Aufgaben wird der vertikale Finanzausgleich danach durch den Grundsatz der Ver-
teilungssymmetrie bestimmt, der eine gleichmäßige und gerechte Aufteilung der verfügbaren 
Finanzmittel auf die verschiedenen Ebenen gebietet. Dabei setzt das Erfordernis einer symmet-
rischen Finanzmittelverteilung der gesetzgeberischen Gestaltungsmacht umso engere Grenzen, 
je knapper die zu verteilenden Finanzmittel sind (vgl. VerfGH RP, AS 15, 66 [75]; AS 26, 391 
[396]; AS 33, 66 [70]; NdsStGH, Urteil vom 7. März 2008 - 2/05 - juris, Rn. 68 ff.; StGH BW, Ur-
teil vom 10. Mai 1999 - 2/97 - juris, Rn. 87 ff.)  
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d) Ausgangspunkt jeder Symmetriebetrachtung ist ein Vergleich der Finanzlage des Landes und 
der kommunalen Ebene anhand finanzwissenschaftlicher Kennzahlen. Anhaltspunkte hierfür 
lassen sich beispielsweise aus einer Gegenüberstellung der Kommunalisierungsgrade von Aus-
gaben und Einnahmen, einem Vergleich der Deckungsquoten auf Landes- und Kommunalebene 
oder auch aus einer vergleichenden Betrachtung der Finanzierungssalden und der jeweiligen 
Verschuldungssituation gewinnen. Auch ein Vergleich mit der finanziellen Lage der Kommunen 
in anderen Bundesländern, wie er von dem Statistischen Landesamt im „Index der Finanzzuwei-
sungen an die Kommunen“ angestellt wird, kann unter Umständen gewisse Hinweise liefern.  

e) Der aus Art. 49 Abs. 6 Satz 1 GG abzuleitende Grundsatz der Verteilungssymmetrie lässt sich 
jedoch nicht auf eine bloße Rechengröße reduzieren. Vielmehr kann die rein mathematische 
Betrachtung im Einzelfall aus Gründen der Verteilungsgerechtigkeit durch verfassungsrechtlich 
gebotene Wertungen überlagert sein.  

So könnte sich das Land - beispielsweise - gegenüber einer Forderung der Kommunen auf Ge-
währung zusätzlicher Finanzmittel nicht auf das Bestehen rechnerischer Verteilungssymmetrie 
berufen, wenn es trotz finanzieller Notlage einen angemessenen Sparwillen vermissen ließe. 
Andernfalls könnte das Land sein Ausgabenniveau anheben und so berechtigte Ansprüche der 
Kommunen mindern. Es entstünde der Anreiz für einen wirtschaftlich unvernünftigen „Ausga-
benwettlauf“ zwischen Land und Kommunen (vgl. LVerfG Sachsen-Anhalt, Urteil vom 13. Juli 
1999 - LVG 20/97 - NVwZ-RR 2000, 1 [6 f.]; auch Boettcher/Holler, in: Hansmann, Kommunalfi-
nanzen in der Krise, 2011, S. 72 [79]).  

Vor allem aber ist dem Land die Berufung auf eine rechnerisch bestehende Verteilungssymmet-
rie dann abgeschnitten, wenn die Kommunen unter finanziellen Schwierigkeiten leiden, die maß-
geblich auf eine signifikant hohe und von ihnen selbst nur begrenzt beeinflussbare Kostenbelas-
tung aus staatlich zugewiesenen Aufgaben zurückzuführen sind. Hier hat das Land gleichwohl 
einen angemessenen Beitrag zur Bewältigung der kommunalen Finanzprobleme zu leisten. Denn 
es verfügt im Hinblick auf die Kosten aus staatlich zugewiesenen Aufgaben über Einwirkungs-
möglichkeiten, die den Kommunen selbst nicht zu Gebote stehen: Landesrechtliche Aufgaben-
zuweisungen kann es kraft eigener Gestaltungsmacht aufheben oder kostensenkend abändern. 
Bei bundesrechtlich zugewiesenen Aufgaben kann es von seinen politischen Mitwirkungsrechten 
im Bund Gebrauch machen. Hinreichender Anreiz hierfür besteht jedoch nur, wenn die Kosten 
einer Untätigkeit jedenfalls anteilig auch dem Land selbst zur Last fallen (vgl. NdsStGH, Urteil 
vom 25. November 1997 - StGH 14/95 u. a. - juris, Rn. 98).  

Eine wertende Korrektur des rechnerischen Symmetrievergleichs im vorbeschriebenen Sinne 
gebieten - neben den bereits genannten Gründen - auch die strukturellen Unterschiede zwischen 
Land und Kommunen, die eine nach derzeitigem Stand der Finanzwissenschaft allein mögliche, 
ausgabenbezogene Symmetrieberechnung verzerren können.  

So hatte das Land jedenfalls bislang größere rechtliche Möglichkeiten, Ausgabenerhöhungen 
über Kredite zu finanzieren und auf diese Weise einen Symmetrievergleich zu seinen Gunsten 
zu verschieben. Art. 117 Satz 2 LV in seiner bis zum 30. Dezember 2010 geltenden Fassung 
erlaubte eine Neuverschuldung bis zur Höhe der im Haushaltsplan veranschlagten Ausgaben für 
Investitionen. Hieraus folgte für das Land eine große haushaltspolitische Flexibilität. Demgegen-
über bedurften und bedürfen Investitionskredite der Gemeinden und Gemeindeverbände gemäß 
§ 103 Abs. 2 Gemeindeordnung - GemO - der kommunalaufsichtlichen Genehmigung und setzen 
in der Regel die dauernde Leistungsfähigkeit der Kommune voraus. Kredite zur Liquiditätssiche-
rung dürfen nach § 105 Abs. 2 Satz 1 GemO nur ausnahmsweise aufgenommen werden, soweit 
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dies zur rechtzeitigen Leistung von Auszahlungen erforderlich ist und keine anderen Mittel zur 
Verfügung stehen. 

Auch im Übrigen hat das Land - ausgabenseitig - weiterreichende haushaltspolitische Gestal-
tungsspielräume. Es verfügt über einen großen und einheitlich bewirtschafteten Haushalt, wäh-
rend der kommunale Raum in zahlreiche Klein- und Kleinsthaushalte zerfällt. Außerdem ist das 
Land in seiner Aufgabenwahrnehmung vergleichsweise weniger fremdbestimmt als die Kommu-
nen, deren Leistungserbringung ganz maßgeblich durch die Erfüllung staatlich vorgegebener 
Aufgaben und Standards geprägt ist.  

Infolge dieser strukturellen Nachteile der Kommunen kann es in Zeiten finanzieller Knappheit auf 
kommunaler Ebene zu einer Verdrängung der verfassungsrechtlich besonders abgesicherten, 
freien Selbstverwaltungsaufgaben kommen. Denn im Spannungsfeld von Haushaltsausgleichs-
gebot und gesetzlich begründeten Pflichten stellt sich der Verzicht auf frei gewählte Aufgaben - 
neben der Zweckentfremdung von Kassenkrediten - häufig als nächstliegende, wenn nicht sogar 
einzige Möglichkeit zum Haushaltsausgleich dar.  

Dies alles spricht auf der Grundlage von Art. 49 Abs. 6 Satz 1 LV dafür, das Ergebnis eines rein 
rechnerischen Symmetrievergleichs zu korrigieren, wenn es aus Gründen der Verteilungsgerech-
tigkeit geboten erscheint.  

3. Auch im Rahmen des interkommunalen Finanzausgleichs - also bei der Verteilung der Fi-
nanzausgleichsmittel innerhalb des kommunalen Raums - sind dem Gestaltungsspielraum des 
Gesetzgebers durch Art. 49 Abs. 6 Satz 1 LV rechtliche Grenzen gesetzt. Insbesondere muss er 
das Gebot interkommunaler Gleichbehandlung beachten. Die Entscheidung des Gesetzgebers 
für ein bestimmtes Verteilungssystem und dessen Ausgestaltung darf deshalb jedenfalls nicht 
willkürlich sein (vgl. VerfGH RP, AS 26, 391 [396]; AS 33, 66 [70]).  

4. Für das Verfahren des Finanzausgleichs enthält die Landesverfassung dem Wortlaut nach 
keine Vorgaben. Dennoch ergeben sich aus der Struktur der gesetzgeberischen Entscheidung 
über den Finanzausgleich und dem Schutzzweck des Art. 49 Abs. 6 Satz 1 LV einige verfahrens-
rechtliche Mindestanforderungen. 

a) So hat der Gesetzgeber seinen Entscheidungen über Umfang und Verteilung der Finanzaus-
gleichsmittel eine Land und Kommunen erfassende Betrachtung der Aufgaben- und Ausgaben-
lasten sowie der Einnahmensituation zugrunde zu legen. Ein aufgabengerechter Finanzausgleich 
setzt voraus, dass der Gesetzgeber sich zunächst ein Bild von der Höhe der erforderlichen Fi-
nanzmittel macht, wobei er auch schätzen und pauschalieren darf (vgl. StGH BW, Urteil vom 10. 
Mai 1999 - 2/97 - juris, Rn. 98; BayVerfGH, Urteil vom 28. November 2007 - Vf. 15-VII-05 - juris, 
Rn. 217).  

b) Die wesentlichen Ergebnisse seiner Ermittlungen und seine hierauf fußenden Erwägungen hat 
der Gesetzgeber durch Aufnahme in die Gesetzesmaterialien transparent zu machen. Nur so 
werden die Entscheidungen des Finanzausgleichsgesetzgebers für die Kommunen nachvollzieh-
bar. Dies trägt zur Akzeptanz bei und vermittelt den Kommunen eine gewisse Rechts- und Pla-
nungssicherheit. Außerdem wäre ohne eine Begründung - angesichts des Gestaltungsspiel-
raums des Gesetzgebers - die verfassungsgerichtliche Überprüfung des kommunalen Finanz-
ausgleichs deutlich erschwert (vgl. BVerfGE 86, 90 [107 ff.]; BayVerfGH, Urteil vom 28. Novem-
ber 2007 - Vf. 15-VII-05 - juris, Rn. 216 ff.).  
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c) Schließlich trifft den Gesetzgeber eine Beobachtungs- und Anpassungspflicht im Hinblick auf 
einmal getroffene finanzausgleichsrechtliche Entscheidungen. Die Einnahmen- und Ausgabensi-
tuation des Landes und der Kommunen ist fortwährenden Veränderungen unterworfen. Ohne 
eine regelmäßige Kontrolle und Korrektur des bestehenden Finanzausgleichssystems könnten 
die Kommunen daher allein durch tatsächliche Entwicklungen in eine mit Art. 49 Abs. 6 Satz 1 
LV nicht mehr vereinbare finanzielle Lage geraten (vgl. ThürVerfGH, Urteil vom 21. Juni 2005 - 
28/03 - juris, Rn. 163; NdsStGH, Urteil vom 7. März 2008 - 2/05 - juris, Rn. 76). 

5. Angesichts des Einschätzungs- und Gestaltungsspielraums des Gesetzgebers sind gesetzli-
che Bestimmungen über den kommunalen Finanzausgleich gerichtlich nur eingeschränkt nach-
prüfbar. Der Verfassungsgerichtshof hat lediglich zu prüfen, ob der Gesetzgeber die im Einzelfall 
erheblichen Belange zutreffend ermittelt und zu einem angemessenen Ausgleich gebracht hat. 
Er kann eine Entscheidung beanstanden, wenn sie im Hinblick auf die dargelegten Maßstäbe 
oder sonst eindeutig gegen die Landesverfassung verstößt (vgl. VerfGH RP, AS 17, 268 [278 f.]; 
AS 19, 339 [341 ff., insb. 344]).  

II. 

Die Bestimmungen über die Finanzausgleichsmasse und die Schlüsselzuweisungen des Jahres 
2007 stehen danach im Widerspruch zu Art. 49 Abs. 6 in Verbindung mit Art. 49 Abs. 1 bis 3 LV.  

Der Gesetzgeber hat bei der Bemessung und Verteilung der Finanzausgleichsmittel des Jahres 
2007 die signifikant hohe Belastung zahlreicher Kommunen mit Sozialausgaben nicht angemes-
sen berücksichtigt. Die zur Überprüfung stehenden Regelungen verstoßen daher sowohl gegen 
den Grundsatz der Verteilungssymmetrie (1.) als auch gegen das Gebot interkommunaler 
Gleichbehandlung (2.).  

1. Eine Symmetriestörung zum Nachteil des kommunalen Bereichs ist bei rein rechnerischer 
Betrachtung allerdings nicht mit der erforderlichen Eindeutigkeit feststellbar: Die finanzielle Lage 
des Landes war 2007 ähnlich angespannt wie diejenige der Kommunen (a)). Dennoch hätte die 
stark gestiegene Belastung zahlreicher Kommunen mit Sozialausgaben den Gesetzgeber zu 
einer spürbaren Anhebung seiner Finanzausgleichsleistungen veranlassen müssen (b)).  

a) aa) Die Finanzlage der rheinland-pfälzischen Kommunen war bereits 2007 prekär. Trotz Re-
kordergebnissen bei den Einnahmen - das Jahr brachte die beste Kassenentwicklung seit Grün-
dung der Bundesrepublik - wiesen die Gemeinden und Gemeindeverbände im 18. Jahr in Folge 
einen negativen Finanzierungssaldo aus. Sie schlossen das Jahr mit einem Defizit je Einwohner 
von 43 Euro (insgesamt 170 Millionen Euro) ab, während die Kommunen im Bundesdurchschnitt 
einen Überschuss von 107 Euro je Einwohner (insgesamt 8.200 Millionen Euro) erwirtschafteten 
(vgl. Kommunalbericht 2009 des Rechnungshofs Rheinland-Pfalz, LT-Drs. 15/3500, S. 16 u. 18; 
X7. u. a., Kommunaler Finanz- und Schuldenreport Rheinland-Pfalz, 2010, S. 18 f., abrufbar 
unter www.w...de).  

Die Gesamtschulden der rheinland-pfälzischen Kommunen stiegen bis Ende 2007 auf 14.242 
Millionen Euro. Dies entsprach einer Pro-Kopf-Verschuldung von 3.517 Euro. Trotz Rekordein-
nahmen erreichten die gesetzlich nur zur Überbrückung von kurzfristigen Liquiditätsengpässen 
vorgesehenen Kassenkredite Ende 2007 mit 3.283 Millionen Euro einen neuen Höchststand. Mit 
811 Euro je Einwohner übertrafen sie den Durchschnitt der deutschen Flächenländer (376 Euro) 
um fast 116 Prozent. Als Folge der massiven Verschuldung hatten die X3. Kommunen in ihren 
Kernhaushalten schon 2007 die bundesweit höchsten Kreditfinanzierungskosten von 79 Euro 
(netto) je Einwohner zu tragen (vgl. Kommunalbericht 2009, LT-Drs. 15/3500, S. 21 u. 33 ff.; 
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Bundesministerium der Finanzen, Eckdaten zur Entwicklung und Struktur der Kommunalfinanzen 
2001 bis 2010, Stand: Oktober 2011, S. 27; X7. u. a., Kommunaler Finanz- und Schuldenreport 
Deutschland 2008 - Ein Ländervergleich, 2008, S. 70, abrufbar unter www.w...de). 

bb) Die finanzielle Lage des Landes war jedoch ebenfalls äußerst angespannt. Auch seine Fi-
nanzierungssalden waren seit 1990 durchweg negativ. Das Defizit erreichte im Jahr 2002 eine 
Rekordhöhe von 1.532 Millionen Euro. 2007 betrug es immerhin 345 Millionen Euro. In den Jah-
ren 2002 bis 2004 überschritt die Nettokreditaufnahme die verfassungsrechtliche Kreditober-
grenze des Art. 117 Satz 2 Halbs. 1 LV a. F. deutlich, im Jahr 2002 sogar um 545 Millionen Eu-
ro. Die Verschuldung des Landes einschließlich der Landesbetriebe stieg bis Ende 2007 auf 
27.400 Millionen Euro. Die Pro-Kopf-Verschuldung lag mit 6.348 Euro um fast 25 Prozent über 
dem Durchschnitt der deutschen Flächenländer (5.091 Euro). Die Zinsausgaben des Landes 
lagen mit 276 Euro je Einwohner um 23 Prozent über dem Vergleichswert (vgl. den Jahresbe-
richt 2003 des Rechnungshofs X3., LT-Drs. 14/2900, S. 15; Jahresbericht 2009, LT-Drs. 
15/3100, S. 20, 37, 39 u. 41 f.; Jahresbericht 2011, LT-Drs. 15/5290, S. 17). 

cc) Vor diesem Hintergrund lässt sich bei rein rechnerischer Betrachtung für das Jahr 2007 eine 
Symmetriestörung zulasten des kommunalen Bereichs mit der erforderlichen Eindeutigkeit nicht 
feststellen. 

(1) Nach dem Gutachten von Prof. Dr. X6. war die Einnahmenverteilung in der Zeit von 2000 bis 
2007 sogar zugunsten der kommunalen Ebene verschoben: Der Kommunalisierungsgrad der 
Einnahmen habe den Kommunalisierungsgrad der Ausgaben um durchschnittlich 0,7 Prozent-
punkte überstiegen. Die Deckungsquote, welche die Einnahmen einer Ebene ins Verhältnis zu 
ihren Ausgaben setze, habe für den kommunalen Bereich im Durchschnitt um 2,7 Prozentpunkte 
höher gelegen als auf Landesebene. Absolut habe der Symmetrievorteil des kommunalen Be-
reichs etwas mehr als 95 Millionen Euro pro Jahr betragen.  

(2) Zu einem abweichenden Ergebnis gelangen Prof. Dr. X7. und G. X8. in ihrer von den kom-
munalen Spitzenverbände veranlassten Stellungnahme. Ihre Berechnungen zeigen für den 
Durchschnitt der Jahre 2001 bis 2007 einen Symmetriekoeffizienten von 0,980 und damit eine 
unsymmetrische Verteilung zulasten der kommunalen Ebene in Höhe von 73 Millionen Euro pro 
Jahr. 

(3) Ein Symmetrienachteil der Kommunen ist angesichts dieser gegenläufigen Feststellungen 
nicht mit hinreichender Deutlichkeit erkennbar. Denn keine der beiden Vergleichsberechnungen 
ist offenkundig vorzugswürdig.  

Die Differenz in den Ergebnissen ist auf die unterschiedlichen Methoden zurückzuführen, deren 
sich die Gutachter bei der Deckungsquotenberechnung bedienen. Prof. Dr. X6. setzt die berei-
nigten Einnahmen des Landes und der Kommunen in ein Verhältnis zu den um Zahlungen an 
den öffentlichen Bereich sowie Gebühren und Entgelte korrigierten Ausgaben. Prof. Dr. X7. und 
G. X8. stellen hingegen einen Bezug zwischen den allgemeinen Deckungsmitteln des Landes 
und der Kommunen und den jeweiligen Zuschussbedarfen (aufgabenspezifische Ausgaben ab-
züglich aufgabenspezifischer Einnahmen) her. Prof. Dr. X6. stellt die zweckgebundenen Mittel 
und die Zinsausgaben der beiden Ebenen in seine Betrachtung ein, während Prof. Dr. X7. und 
G. X8. diese beiden Größen unberücksichtigt lassen.  

Es ist nicht Aufgabe des Verfassungsgerichtshofs, diesen Methodenstreit zu entscheiden. Keine 
der beiden Berechnungsmethoden begründet so gravierende Richtigkeitszweifel, dass ihre Er-
gebnisse im vorliegenden Zusammenhang unberücksichtigt bleiben müssten. Selbst aus finanz-
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wissenschaftlicher Sicht scheinen beide Herangehensweisen vertretbar (vgl. hierzu Boett-
cher/Holler, in: Hansmann, Kommunalfinanzen in der Krise, 2011, S. 72 [77 ff.]).  

b) Obwohl somit rein rechnerisch keine Anhaltspunkte für eine Symmetriestörung zulasten des 
kommunalen Bereichs vorliegen, hat der Gesetzgeber bei der von Verfassungswegen gebotenen 
wertenden Betrachtungsweise gegen den Grundsatz der Verteilungssymmetrie verstoßen.  

Denn die prekäre Finanzlage der rheinland-pfälzischen Kommunen im Jahr 2007 war wesentlich 
auf die signifikant hohen Sozialausgaben und damit auf die Kosten eines weit überwiegend aus 
staatlicher Zuweisung folgenden Aufgabenbereichs zurückzuführen (aa)). Dies hätte den Ge-
setzgeber zu einer spürbaren Anhebung der Finanzausgleichsleistungen veranlassen müssen 
(bb)).  

aa) Die Sozialausgaben der rheinland-pfälzischen Kommunen sind bis Ende 2007 stark gestie-
gen. Auf sehr hohem Niveau wuchsen sie allein im Zeitraum 2000 bis 2007 nochmals um etwa 
51,3 Prozent von 1.198,8 auf 1.813,8 Millionen Euro. Sie stiegen damit fast dreimal so schnell 
wie die Gesamtausgaben, die in demselben Zeitraum nur um rund 18,1 Prozent von 8.015 auf 
9.465 Millionen Euro anwuchsen (vgl. Kommunalbericht 2004, Teil I, LT-Drs. 14/4070, S. 6 u. 16; 
Kommunalbericht 2009, LT-Drs. 15/3500, S. 19 u. 30). 

Die Einnahmensituation der Kommunen konnte mit der Entwicklung der Sozialausgaben eben-
falls nicht Schritt halten. Ihre Gesamteinnahmen verharrten zunächst bis 2003 in etwa auf dem 
Niveau des Jahres 2000 und stiegen sodann um rund 18,4 Prozent auf 9.295 Millionen Euro. Die 
Steuereinnahmen sanken zunächst sogar von 2.567 Millionen Euro im Jahr 2000 auf 2.185 Milli-
onen Euro im Jahr 2003, um sodann bis 2007 schrittweise auf 3.010 Millionen Euro anzusteigen. 
Auch die allgemeinen Zuweisungen des Landes entwickelten sich nur mäßig. Ihr Betrag 
schwankte zwischen 1.004 Millionen Euro im Jahr 2000 und 1.141 Millionen Euro in 2007. Die 
Höhe der Schlüsselzuweisungen bewegte sich im Zeitraum von 2000 bis 2007 zwischen 773 und 
892 Millionen Euro (vgl. Kommunalbericht 2004, Teil I, LT-Drs. 14/4070, S. 6 u. 9; Kommunalbe-
richt 2009, LT-Drs. 15/3500, S. 19 u. 23; Kompendium der Finanzstatistik 2007, S. 149; Kom-
pendium der Finanzstatistik 2009, S. 150).  

Die hohen Sozialausgaben schränkten den haushaltspolitischen Gestaltungsspielraum der rhein-
land-pfälzischen Kommunen daher zusehends ein und trugen maßgeblich zu deren prekärer 
Finanzlage bei. Nach einem Gutachten des Niedersächsischen Wirtschaftsforschungsinstituts 
wurden in X3. schon im Jahr 2006 auf kommunaler Ebene fast die Hälfte der für laufende Zwe-
cke eingesetzten allgemeinen Deckungsmittel für Aufgaben der sozialen Sicherung verausgabt 
(vgl. Hardt/Schiller, Finanzwissenschaftliche Benchmarkinganalyse der kommunalen Haushalte 
in X3., 2010, S. 109, abrufbar unter www.n...de).  

Die Berechnungen von Prof. Dr. X7. und G. X8. stützen diesen Befund. Danach haben im Jahr 
2006 die Zuschussbedarfe im Einzelplan 4 (Soziale Sicherung) des Verwaltungshaushalts 42,9 
Prozent der allgemeinen Deckungsmittel der Kommunen in Anspruch genommen. Bei den mit 
Sozialausgaben besonders belasteten kreisfreien Städten habe diese Absorptionsquote bei 50,7 
Prozent, auf der zentralen Kreisebene sogar bei über 74,4 Prozent gelegen. Eine Studie der 
Bertelsmann Stiftung aus dem Jahr 2010 kommt zu dem Ergebnis, dass sich mittels einer Reg-
ressionsanalyse nahezu zwei Drittel der Kassenkreditstreuung auf Kreisebene durch die Höhe 
der Sozialleistungen erklären lassen (vgl. X7. u. a., Kommunaler Finanz- und Schuldenreport 
X3., 2010, insb. S. 115 ff.).  
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Danach steht zur Überzeugung des Verfassungsgerichtshofs fest, dass die signifikant hohen 
Sozialausgaben maßgeblich zur finanziellen Schieflage der Kommunen im Jahr 2007 beigetra-
gen haben. Dieser Zusammenhang wird von keinem der im vorliegenden Verfahren Beteiligten in 
Abrede gestellt.  

bb) Unabhängig vom Vorliegen einer rechnerischen Symmetriestörung hätte das Land daher 
seine Finanzausgleichsleistungen aus Gründen der verfassungsrechtlich gebotenen Verteilungs-
gerechtigkeit spürbar erhöhen und stärker zur Bewältigung der kommunalen Finanzkrise beitra-
gen müssen.  

(1) Denn die Aufgaben der Kommunen im Sozialbereich ergeben sich größtenteils aus staatli-
cher Zuweisung. Auf die Höhe der hieraus folgenden Kosten haben die Kommunen nur begrenz-
ten Einfluss. Zwar verbleiben den Kommunen in weniger regulierungsintensiven Bereichen des 
Sozialwesens Gestaltungsspielräume. Der wesentliche Teil der Soziallasten ist aber durch die 
gesetzlichen Bestimmungen und die örtlichen Sozialstrukturen unausweichlich vorgegeben (vgl. 
Kommunalbericht 2011, LT-Drs. 16/30, S. 78; X7. u. a., Kommunaler Finanz- und Schuldenreport 
X3., 2010, S. 106 ff.).  

(2) Dem kann das Land mit Erfolg nicht entgegen halten, die Aufgaben im Bereich der sozialen 
Sicherung folgten ganz überwiegend nicht aus Landes-, sondern aus Bundesgesetzen. Denn 
das Land hat den Gemeinden und Gemeindeverbänden nach Art. 49 Abs. 6 Satz 1 LV die zur 
Erfüllung ihrer Aufgaben erforderlichen Mittel umfassend, also auch in Bezug auf bundesgesetz-
liche Aufgabenzuweisungen zu sichern. Hierfür sprechen - neben dem Wortlaut, der nicht zwi-
schen landes- und bundesgesetzlich zugewiesenen Aufgaben unterscheidet - auch und vor al-
lem Sinn und Zweck der Vorschrift. Art. 49 Abs. 6 Satz 1 LV soll die finanziellen Grundlagen der 
kommunalen Selbstverwaltung gewährleisten. Dieser Schutz drohte leer zu laufen, beschränkte 
man die finanzielle Einstandspflicht des Landes für die Kommunen auf deren eigene und lan-
desgesetzlich zugewiesene Aufgaben. Insbesondere können die Kommunen zwecks Kostener-
stattung nicht an den Bund verwiesen werden. Denn entsprechende Ansprüche sind von vorn-
herein ausgeschlossen. Im zweistufigen Aufbau des grundgesetzlichen Bundesstaates sind die 
Kommunen Teile der Länder. Sie unterhalten grundsätzlich keine Rechtsbeziehungen zum Bund. 
Art. 106 Abs. 9 GG bringt dies für den Bereich der Finanzverfassung unmissverständlich zum 
Ausdruck, wenn er bestimmt, dass Einnahmen und Ausgaben der Gemeinden und Gemeinde-
verbände den Ländern zuzurechnen sind. Die Kommunen sind mithin zur Sicherung ihrer finan-
ziellen Grundlagen auf den Finanzausstattungsanspruch aus Art. 49 Abs. 6 Satz 1 LV angewie-
sen. Das Land wiederum ist verpflichtet, die finanziellen Belange seiner Kommunen auf Bundes-
ebene als eigene zu wahren und durchzusetzen (vgl. BVerfGE 86, 148 [215]; VerfGH NW, Urteil 
vom 9. Dezember 1996 - 11/95 u. a. - NVwZ 1997, 793 [795 f.]; Korioth, NVwZ 2005, 503 [504 
f.]; Siekmann, in: Sachs, GG, 5. Aufl. 2009, Vor Art. 104a Rn. 9 f.). 

(3) Seiner demnach bestehenden Mitverantwortung für die Finanzierung der signifikant hohen 
Sozialausgaben und die hieraus folgende finanzielle Schieflage der Kommunen im Jahr 2007 hat 
der Gesetzgeber bei der Bemessung der Finanzausgleichsmittel - unter dem verfassungsrechtli-
chen Gesichtspunkt der Verteilungsgerechtigkeit - nicht angemessen Rechnung getragen.  

Es ist nicht erkennbar, dass der Anteil der Kommunen an den im Land insgesamt verfügbaren 
Finanzmitteln im hier in Rede stehenden Zeitraum von 2000 bis 2007 mit Blick auf die stark ge-
stiegenen Sozialausgaben spürbar erhöht worden wäre. Eine solche effektive Verbesserung der 
Finanzlage der Kommunen erfolgte insbesondere nicht durch den Beistandspakt und den Stabili-
sierungsfonds. Denn die zusätzlichen Finanzmittel aus diesen beiden Instrumenten wurden (und 
werden) den Kommunen nur darlehensweise gewährt. Der Stabilisierungsfonds bietet im Kern 
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eine neue Form des kommunalen Überziehungskredits, für dessen Kosten die Kommunen selbst 
aufkommen müssen (vgl. den Bericht der Enquête-Kommission 14/1 „Kommunen“, LT-Drs. 
14/4600, S. 146; auch Müller/Meffert, Der kommunale Finanzausgleich in X3., 2008, S. 218 ff.). 

Im Gegenteil wurde die Finanzmittelverteilung im Betrachtungszeitraum sogar zulasten des 
kommunalen Bereichs verschoben. So wurden die Mittel der Kommunen durch das Erste Lan-
desgesetz zur Änderung des Landesfinanzausgleichsgesetzes vom 9. April 2002 (GVBl. S. 159) 
- zugunsten des Landes - effektiv um rund 40 Millionen Euro vermindert. Die Hauptlast aus die-
ser Umverteilung hatten die mit Sozialausgaben ohnehin hoch befrachteten Landkreise und 
kreisfreien Städte zu tragen (vgl. die Begründung des Regierungsentwurfs, LT-Drs. 14/572, S. 8 
f.). 

c) Die zur Überprüfung gestellten Bestimmungen über die Finanzausgleichsmasse und die 
Schlüsselzuweisungen des Jahres 2007 verstoßen nach alledem gegen den aus Art. 49 Abs. 6 
in Verbindung mit Art. 49 Abs. 1 bis 3 LV abzuleitenden Grundsatz der Verteilungssymmetrie. 
Das Land hätte - bei der von Verfassungswegen gebotenen wertenden Betrachtungsweise - sei-
ne Finanzausgleichsleistungen mit Rücksicht auf die signifikant hohen Sozialausgaben spürbar 
anheben und so zu einer Bewältigung der kommunalen Finanzkrise beitragen müssen. 

2. Die Bestimmungen über die Schlüsselzuweisungen des Jahres 2007 verletzen - darüber hin-
aus - das Gebot interkommunaler Gleichbehandlung aus Art. 49 Abs. 6 Satz 1 LV.  

a) Das Gebot interkommunaler Gleichbehandlung verpflichtet den Finanzausgleichsgesetzgeber, 
bei der Verteilung der Finanzausgleichsmittel die unterschiedlichen finanziellen Belange der 
Kommunen zu einem angemessenen und gerechten Ausgleich zu bringen. Es ist verletzt, wenn 
bei der Finanzmittelverteilung bestimmte Gebietskörperschaften oder Gebietskörperschaftsgrup-
pen sachwidrig benachteiligt werden. Mit Rücksicht auf den Gestaltungsspielraum des Gesetz-
gebers prüft der Verfassungsgerichtshof dabei nicht, ob der Gesetzgeber die bestmögliche oder 
gerechteste Lösung gewählt hat. Vielmehr kommt es allein darauf an, ob die gesetzgeberischen 
Einschätzungen unter dem Gesichtspunkt der Sachgerechtigkeit vertretbar sind. Außerdem dür-
fen die Maßstäbe, denen der Finanzausgleich nach dem Willen des Gesetzgebers folgen soll, 
nicht im Widerspruch zueinander stehen und nicht ohne einleuchtenden Grund verlassen wer-
den. Die gesetzliche Regelung muss ferner berücksichtigen, dass Finanzkraftunterschiede im 
Wege des Finanzausgleichs grundsätzlich nur abgemildert, nicht aber nivelliert oder gar überni-
velliert werden dürfen (vgl. zum Ganzen VerfGH RP, AS 26, 391 [396]; AS 33, 66 [71]; VerfGH 
NW, Urteil vom 19. Juli 2011 - 32/08 - juris, Rn. 55 u. 60 ff.; LVerfG Sachsen-Anhalt, Urteil vom 
13. Juni 2006 - LVG 7/05 - juris).  

b) Die zur Überprüfung stehenden Bestimmungen verstoßen danach auch gegen das Gebot in-
terkommunaler Gleichbehandlung. 

Bei der Verteilung der Finanzausgleichsmittel des Jahres 2007 sind die Landkreise und die 
kreisfreien Städte gegenüber den Gebietskörperschaften unterhalb der Kreisebene sachwidrig 
benachteiligt worden. Während die Sozialausgaben der Landkreise und kreisfreien Städte von 
2000 bis 2007 stark anwuchsen, waren die von den kreisangehörigen Gemeinden und Ver-
bandsgemeinden zu tragenden Soziallasten sogar rückläufig (aa)). Hierdurch ist es zu erhebli-
chen finanziellen Ungleichgewichten zwischen den Gebietskörperschaftsgruppen gekommen 
(bb)). Dieser Entwicklung hat der Gesetzgeber bei der Ausgestaltung des kommunalen Finanz-
ausgleichs des Jahres 2007 nicht angemessen Rechnung getragen (cc)).  
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aa) Die Sozialausgaben der Landkreise sind von 2000 bis 2007 besonders stark angewachsen. 
Beliefen sie sich im Jahr 2000 noch auf rund 490 Millionen Euro, so betrugen sie 2007 schon 
1.078 Millionen Euro, was einem Zuwachs von etwa 120 Prozent entspricht (Schriftsatz des 
Rechnungshofs vom 22. November 2011). Der haushaltspolitische Handlungsspielraum der 
Landkreise wurde hierdurch weiter massiv eingeschränkt. Verbrauchten die Landkreise im Jahr 
2000 nach den Berechnungen von Prof. Dr. X7. und G. X8. noch 60,8 Prozent der allgemeinen 
Deckungsmittel für Zuschussbedarfe im Einzelplan 4 (Soziale Sicherung) des Verwaltungshaus-
halts, so betrug diese Absorptionsquote im Jahr 2006 schon 74,4 Prozent.  

Eine ähnliche - angesichts des hohen Ausgangsniveaus allerdings nicht ganz so rasante - Ent-
wicklung war bei den kreisfreien Städten zu beobachten. Dort beliefen sich die Sozialausgaben 
im Jahr 2000 auf 443 Millionen Euro. Bis 2007 wuchsen sie auf 629 Millionen Euro, also um im-
merhin 42 Prozent. Die Belastung der allgemeinen Deckungsmittel mit Zuschussbedarfen im 
Einzelplan 4 (Soziale Sicherung) des Verwaltungshaushalts stieg bei den kreisfreien Städten von 
44,9 Prozent im Jahr 2000 auf 50,7 Prozent in 2006. 

Bei den kreisangehörigen Gemeinden und Verbandsgemeinden war in demselben Zeitraum eine 
gegenläufige Entwicklung zu beobachten. Ihre Sozialausgaben sanken von 266 Millionen Euro 
im Jahr 2000 auf 107 Millionen Euro in 2007, also um fast 60 Prozent. Die Belastung der allge-
meinen Deckungsmittel mit Zuschussbedarfen im Einzelplan 4 (Soziale Sicherung) des Verwal-
tungshaushalts fiel bei den kreisangehörigen Gemeinden von 20,3 Prozent im Jahr 2000 auf 
15,5 Prozent in 2006. Bei den Verbandsgemeinden stieg sie nur geringfügig und auf sehr niedri-
gem Niveau von 7,4 auf 10,5 Prozent.  

bb) Diese Entwicklung hat - angesichts der hohen Bedeutung der Sozialausgaben für die Haus-
halte der Landkreise und kreisfreien Städte - wesentlich dazu beigetragen, dass es im Betrach-
tungszeitraum zu erheblichen finanziellen Ungleichgewichten zwischen den Gebietskörper-
schaftsgruppen kam (vgl. X7. u. a., Kommunaler Finanz- und Schuldenreport X3., 2010, S. 15 ff.; 
Hardt/Schiller, Finanzwissenschaftliche Benchmarkinganalyse der kommunalen Haushalte in 
X3., 2010, S. 109).  

Während bei den kreisfreien Städten und Landkreisen in der laufenden Rechnung des Jahres 
2007 Fehlbeträge von 110 bzw. 23 Millionen Euro aufliefen, erwirtschafteten die kreisangehöri-
gen Gemeinden und Verbandsgemeinden einen Überschuss von 375 Millionen Euro. Als Finan-
zierungssaldo aus laufender Rechnung und Kapitalrechnung wiesen die kreisangehörigen Ge-
meinden und Verbandsgemeinden immerhin noch einen Überschuss von 40 Millionen Euro aus, 
während bei den kreisfreien Städten und Landkreisen Defizite von 122 bzw. 88 Millionen Euro 
auftraten. Ganz ähnlich stellten sich die Finanzierungssalden der betreffenden Gebietskörper-
schaftsgruppen auch in den Jahren 2005 und 2006 dar (vgl. Kommunalbericht 2006, LT-Drs. 
15/1008, S. 5; Kommunalbericht 2009, LT-Drs. 15/3500, S. 18).  

Laut Prof. Dr. X6. weist der Saldo der Einnahmen und Ausgaben bei den Landkreisen in allen 
Jahren von 2001 bis 2007 ein Defizit, bei den kreisangehörigen Gemeinden und Verbandsge-
meinden hingegen durchgehend einen Überschuss aus. Insgesamt hätten die Landkreise dabei 
mit 2,3 Milliarden Euro im Minus, die Kreisgemeinden mit 2,2 Milliarden Euro im Plus gelegen.  

Die Kassenkredite der Landkreise wuchsen von 50 Millionen Euro im Jahr 2000 auf 704 Millio-
nen Euro in 2007, diejenigen der kreisfreien Städte von 589 auf fast 2.100 Millionen Euro. Un-
terhalb der Kreisebene fiel der Anstieg der Kassenkreditverschuldung deutlich moderater aus. 
Bei wesentlich höheren Gesamtausgaben wuchsen die Kassenkredite der kreisangehörigen 
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Gemeinden und Verbandsgemeinden im Betrachtungszeitraum „nur“ von 138 auf 481 Millionen 
Euro (Schriftsatz des Rechnungshofs vom 22. November 2011).  

cc) Dieser Entwicklung hat der Gesetzgeber bei der Ausgestaltung des interkommunalen Fi-
nanzausgleichs im Jahr 2007 nicht angemessen Rechnung getragen. 

(1) Der Soziallastenansatz des § 11 Abs. 4 Nr. 3 LFAG war angesichts der hohen und ständig 
weiter steigenden Sozialausgaben offensichtlich nicht geeignet, für einen angemessenen Aus-
gleich unter den betroffenen Kommunen zu sorgen.  

Schon sein Umverteilungsvolumen war hierfür bei weitem zu gering. Über ihn wurden im Jahr 
2007 nur 25,52 Millionen Euro, also etwa 2,86 Prozent der Gesamtschlüsselmasse umverteilt 
(siehe Anlagen zum LKT-Rundschreiben 36/2011 vom 12. Dezember 2011). Auch seiner Struk-
tur nach war der Soziallastenansatz nicht geeignet, das Problem der stark steigenden und un-
gleich verteilten Soziallasten angemessen zu bewältigen. Der Soziallastenansatz ist als Spitzen-
ausgleichsansatz konzipiert, der sich bestimmungsgemäß nur zugunsten derjenigen Kommunen 
auswirkt, deren Belastung mit Sozialausgaben über dem Landesdurchschnitt liegt. Aufgrund 
ihrer weit überdurchschnittlichen Soziallasten profitierten daher im Jahr 2007 die kreisfreien 
Städte zu fast 90 Prozent von den Umverteilungswirkungen des Ansatzes. Hingegen wirkte er 
nur zu etwa 10 Prozent zugunsten der Landkreise. Lediglich zwei von 24 Landkreisen zogen 
Nutzen aus dem Ansatz (vgl. Kompendium der Finanzstatistik 2007, S. 608). Der Umverteilungs-
gewinn der kreisfreien Städte ging zum großen Teil auf Kosten der Landkreise, obwohl diese 
selbst stark unter dem Anstieg der Sozialausgaben zu leiden hatten (vgl. Parsche u. a., Neuges-
taltung des Soziallastenansatzes im kommunalen Finanzausgleich X3., ifo Forschungsbericht 
11, 2002, S. 35, 39). 

Auch im Übrigen weist der gegenwärtige Soziallastenansatz erhebliche strukturelle Defizite auf. 
Als Spitzenausgleichsansatz mildert er bestimmungsgemäß nur überdurchschnittliche Belastun-
gen ab. Auf einen Anstieg des Sozialausgabenniveaus insgesamt, wie er in X3. seit längerem zu 
beobachten ist, kann er nicht reagieren. Außerdem ist er schon konstruktionsbedingt nicht in der 
Lage, die erheblichen Belastungsunterschiede zwischen den - mehrheitlich unter dem Landes-
durchschnitt liegenden - Landkreisen zu erfassen und zu bewältigen. Von besonderem Nachteil 
ist der Soziallastenansatz dabei für Landkreise mit großen kreisangehörigen Städten wie den 
Kläger des Ausgangsverfahrens. Denn die nicht selten hohe Belastung dieser Städte mit Sozial-
ausgaben kann durch die Bildung eines gemeinsamen Durchschnitts mit den Sozialkosten der 
übrigen kreisangehörigen Kommunen leicht unter den Landesdurchschnitt nivelliert werden. Vom 
Soziallastenansatz wird sie dann nicht mehr erfasst.  

(2) Sonstige hinreichend effektive Vorkehrungen zum angemessenen Ausgleich der Soziallasten 
hat der Gesetzgeber nicht getroffen. Dabei war ihm auch im Jahr 2007 bereits seit langem be-
kannt, dass die sehr hohen und ständig weiter steigenden Soziallasten im Rahmen des kommu-
nalen Finanzausgleichs nicht angemessen berücksichtigt werden.  

Schon im Siebten Gemeindefinanzbericht aus dem Jahr 1995 hatte die Landesregierung wesent-
liche Defizite des Soziallastenansatzes aufgezeigt und festgestellt, dass das Finanzierungsprob-
lem hinsichtlich der kommunalen Sozialausgaben durch den Soziallastenansatz in keiner Weise 
gelöst werde (vgl. LT-Drs. 12/8042, S. 71 ff.). Zudem hatte das ifo Institut in gleich zwei Gutach-
ten aus den Jahren 1998 und 2002 auf die Schwächen des Soziallastenansatzes hingewiesen 
und angeregt, den geltenden Spitzenausgleichsansatz durch einen allgemeinen Ausgleichsan-
satz auf Indikatorbasis zu ersetzen (vgl. Steinherr/Parsche, Der Ausgleich zwischen Finanzbe-
darf und Finanzkraft im kommunalen Finanzausgleich des Landes X3., ifo studien zur finanzpoli-



 17 

tik 66, 1998, S. 70 ff.; Parsche u. a., Neugestaltung des Soziallastenansatzes im kommunalen 
Finanzausgleich X3., ifo Forschungsbericht 11, 2002). 

(3) Das Land kann mit Erfolg auch nicht darauf verweisen, die festgestellten  
Ungleichgewichte könnten und müssten - entsprechend den Vorschlägen von Prof. Dr. X6. - 
durch Erhöhung der Kreisumlage behoben werden.  

Das finanzielle Ungleichgewicht zwischen den Landkreisen und den kreisfreien Städten einer-
seits und den kreisangehörigen Gemeinden und Verbandsgemeinden andererseits war so groß, 
dass - jedenfalls auch - eine Umverteilung der Finanzausgleichsmasse hätte vorgenommen wer-
den müssen. Ein Ausgleich allein über die Kreisumlage war weder praktisch möglich noch zu-
mutbar.  

Zur symmetrischen Einnahmenverteilung innerhalb der Landkreise hätte der landesdurchschnitt-
liche Kreisumlagesatz der Jahre 2001 bis 2007 nach den Berechnungen von Prof. Dr. X6. statt 
bei 36,8 v. H. bei 53,7 v. H. liegen müssen. Im Jahr 2007 hätte er statt 38,6 v. H. sogar 65,9 v. 
H. betragen müssen. Eine derart starke Erhöhung der Kreisumlagesätze wäre realistischerweise 
nicht durchsetzbar gewesen. Außerdem stoßen Kreisumlagesätze von über 50 v. H. oder gar 
über 60 v. H. an die Grenze des finanzpsychologisch Erträglichen (vgl. VerfGH RP, AS 26, 391 
[408]).  

Im Übrigen konnte durch eine Anhebung der Kreisumlagesätze schon systembedingt nur ein 
finanzielles Ungleichgewicht zwischen den Landkreisen und den kreisangehörigen Gemeinden 
und Verbandsgemeinden beseitigt werden. Die Benachteiligung der kreisfreien Städte wäre hier-
von unberührt geblieben. 

D. 1. Die zur Überprüfung gestellten Vorschriften über die Finanzausgleichsmasse und die 
Schlüsselzuweisungen des Jahres 2007 sind mithin - wegen Verstoßes gegen den Grundsatz 
der Verteilungssymmetrie und das Gebot interkommunaler Gleichbehandlung - mit Art. 49 Abs. 6 
in Verbindung mit Art. 49 Abs. 1 bis 3 LV für unvereinbar zu erklären. 

2. Diese Unvereinbarkeitserklärung ist auf die entsprechenden Vorschriften über die Finanzaus-
gleichsmasse und die Schlüsselzuweisungen sämtlicher Folgejahre zu erstrecken.  

a) Jedenfalls der festgestellte Verstoß gegen den Grundsatz der Verteilungssymmetrie in seiner 
durch verfassungsrechtliche Wertungen modifizierten Ausprägung besteht bis heute fort.  

Die finanzielle Lage der Gemeinden und Gemeindeverbände hat sich seit 2007 weiter zuge-
spitzt. Auch in den Jahren 2008 bis 2011 blieben ihre Einnahmen deutlich hinter den Ausgaben 
zurück. Das Defizit lag 2008 bei 246 Millionen Euro bevor es 2009 auf eine Rekordhöhe vom 865 
Millionen Euro schnellte. 2010 fehlten immerhin noch 696 Millionen Euro in den kommunalen 
Kassen - das dritthöchste Finanzierungsdefizit seit 1990 (vgl. Kommunalbericht 2010, LT-Drs. 
15/4690, S. 7; Kommunalbericht 2011, LT-Drs. 16/30, S. 9 f.).  

Auch die Belastung der Kommunen mit Kassenkrediten wird immer erdrückender. Sie stieg von 
2007 bis Ende 2010 nochmals um fast 64 Prozent auf 5.382 Millionen Euro. Die Pro-Kopf-
Verschuldung aus Kassenkrediten lag damit in X3. (1.343 Euro) um fast 150 Prozent über dem 
Durchschnitt der deutschen Flächenländer (543 Euro). Laut Rechnungshof wird die Kassenkre-
ditverschuldung der rheinland-pfälzischen Kommunen voraussichtlich auch in Zukunft weiter 
stark anwachsen. Dabei dürften sich schon heute einige der am höchsten verschuldeten kreis-
freien Städte in der sogenannten „Vergeblichkeitsfalle“ befinden, in der die kommunalen Verant-
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wortungsträger die Hoffnung auf einen Haushaltsausgleich aus eigener Kraft aufgegeben haben 
(vgl. Bundesministerium der Finanzen, Eckdaten zur Entwicklung und Struktur der Kommunalfi-
nanzen 2001 bis 2010, Stand: Oktober 2011, S. 27, abrufbar unter www.b...de; Kommunalbericht 
2009, LT-Drs. 15/3500, S. 33; Kommunalbericht 2011, LT-Drs. 16/30, S. 3 u. 37 ff.).  

Angetrieben wird diese Entwicklung weiterhin zumindest auch durch die signifikant hohen Sozi-
alausgaben der Kommunen, die im kommunalen Finanzausgleich nicht angemessen gegenfi-
nanziert werden. Diese wuchsen bis Ende 2010 nochmals um über 25 Prozent auf 2.272 Millio-
nen Euro und damit wiederum erheblich schneller als die Einnahmen (vgl. Kommunalbericht 
2011, LT-Drs. 16/30, S. 14). Die Belastung der allgemeinen Deckungsmittel der Kommunen mit 
reinen Sozialausgaben stieg nach den Berechnungen von Prof. Dr. X7. und G. X8. von 35,3 Pro-
zent im Jahr 2007 auf 46,4 Prozent in 2010. 

b) Ob auch der Verstoß gegen das Gebot interkommunaler Gleichbehandlung bis heute fortdau-
ert, kann demnach offen bleiben.  

Allerdings spricht einiges dafür, dass es auch in den Jahren 2008 bis 2010 wegen der hohen 
Sozialausgaben zu deutlichen finanziellen Ungleichgewichten zwischen den Landkreisen und 
kreisfreien Städten einerseits und den kreisangehörigen Gemeinden und Verbandsgemeinden 
andererseits gekommen ist:  

Die Sozialausgaben der Landkreise wuchsen im Zeitraum von 2007 bis Ende 2010 um 32 Pro-
zent von 1.078 auf 1.425 Millionen Euro, diejenigen der kreisfreien Städte um über 16 Prozent 
von 629 auf 733 Millionen Euro. Die Steigerungsrate unterhalb der Kreisebene betrug hingegen 
nur 6,5 Prozent. Die Sozialausgaben stiegen hier auf vergleichsweise niedrigem Niveau von 107 
auf 114 Millionen Euro (Schriftsatz des Rechnungshofs vom 22. November 2011). Während die 
kreisfreien Städte und Landkreise nach den Berechnungen von Prof. Dr. X7. und G. X8. in dem 
genannten Zeitraum durchschnittliche Deckungsquoten von 88,1 bzw. 91,6 Prozent aufwiesen, 
lag die Deckungsquote unterhalb der Kreisebene bei etwa 96 Prozent. 

Es ist zum jetzigen Zeitpunkt jedoch nicht mit der erforderlichen Sicherheit feststellbar, ob und 
inwieweit die finanziellen Ungleichgewichte durch das Fünfte Gesetz zur Änderung des Landes-
finanzausgleichsgesetzes vom 23. Dezember 2010 (GVBl. S. 566) und die hierdurch bewirkte 
Umverteilung der Schlüsselmasse beseitigt wurden.  

c) Eine Erstreckung der Unvereinbarkeitserklärung auf die Folgejahre ist aus Gründen der 
Rechtssicherheit und Rechtsklarheit geboten.  

Im Hinblick auf das vorliegende Verfahren haben inzwischen weitere Landkreise vorsorglich Kla-
ge gegen Schlüsselzuweisungsbescheide des Jahres 2010 erhoben (vgl. Pressemitteilung des 
Landkreistages X3. vom 31. Oktober 2011, abrufbar unter www.l...de). Außerdem hat der Minis-
ter des Innern und für Sport unter dem 10. Februar 2011 erklärt, aus einer stattgebenden Ent-
scheidung des Verfassungsgerichtshofs unter bestimmten Voraussetzungen auch Folgerungen 
für andere Landkreise und kreisfreie Städte ziehen zu wollen. Diese Rechtsverhältnisse wären 
mit großen Unsicherheiten belastet, würde die im vorliegenden Verfahren zu treffende Entschei-
dung auf das Jahr 2007 beschränkt.  

3. Bis zu einer verfassungsgemäßen Neuregelung - längstens bis zum 31. Dezember 2013 - 
bleiben die von der Unvereinbarkeitserklärung betroffenen Bestimmungen weiterhin anwendbar.  
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Eine rückwirkende Nichtigerklärung kommt aus Gründen der Rechtssicherheit nicht in Betracht. 
Ein sofortiges Außerkrafttreten der Vorschriften wäre mit den Erfordernissen einer geordneten 
Finanz- und Haushaltswirtschaft unvereinbar (vgl. BVerfGE 111, 191 [224 f.]; 119, 331 [382 ff.]). 
Die Schlüsselzuweisungen als „Kernstück“ des kommunalen Finanzausgleichs verlören rückwir-
kend bis ins Jahr 2007 ihre Rechtsgrundlage. Nach einer gesetzlichen Neuregelung müssten 
jedenfalls noch nicht bestandskräftige Schlüsselzuweisungsbescheide abgeändert und verfas-
sungswidrig vorenthaltene Mittel nachgezahlt werden. Dies könnte zu erheblichen nachträglichen 
Belastungen des Landeshaushalts führen, obwohl die betreffenden Haushaltsjahre bereits abge-
schlossen sind. Außerdem würde der kommunale Finanzausgleich der Jahre 2012 und 2013 in 
seinem Kernbereich der Grundlage beraubt, ohne dass der Gesetzgeber Gelegenheit zu einer 
entsprechenden Neuregelung in angemessener Zeit erhielte.  

4. Im Rahmen der erforderlichen Neuregelung des kommunalen Finanzausgleichs hat der Ge-
setzgeber von Verfassungswegen Folgendes zu beachten: 

a) Das Land hat einen spürbaren Beitrag zur Bewältigung der kommunalen Finanzkrise zu leis-
ten.  

aa) Dieser spürbare Beitrag muss jedenfalls auch in einer effektiven und deutlichen Verbesse-
rung der kommunalen Finanzausstattung bestehen, wie sie - beispielsweise - durch eine Verbrei-
terung der Verbundmasse oder eine Anhebung des Verbundsatzes bewirkt werden kann. Hierbei 
hat sich der Gesetzgeber insbesondere an der Steigerung der Soziallasten als einer wesentli-
chen Ursache der kommunalen Finanzkrise zu orientieren. Zudem darf er nicht aus den Augen 
verlieren, dass die nach Art. 49 Abs. 6 in Verbindung mit Art. 49 Abs. 1 bis 3 LV zu sichernde 
angemessene Finanzausstattung den Kommunen grundsätzlich auch die Wahrnehmung freier, 
nicht kreditfinanzierter Selbstverwaltungsaufgaben ermöglichen muss. Keinesfalls darf die kom-
munale Selbstverwaltung durch eine Verknappung der Finanzmittel in ein bloßes Schattendasein 
gedrängt werden. Die Leistungsfähigkeit der Gemeinden und Gemeindeverbände ist von großer 
Bedeutung für die Lebensqualität der Bürger vor Ort.  

Der genaue Umfang der zusätzlich bereit zu stellenden Finanzmittel steht im Ermessen des Ge-
setzgebers. Art. 49 Abs. 6 in Verbindung mit Art. 49 Abs. 1 bis 3 LV schreibt insoweit weder zah-
lenmäßig festgelegte Beträge noch bestimmte Quoten vor. Entgegen der Auffassung des vorle-
genden Gerichts kann aus der Landesverfassung daher nicht abgeleitet werden, dass die 
Schlüsselzuweisungen zumindest um die Hälfte der prozentualen Steigerung der kommunalen 
Sozialausgaben anwachsen müssten (vgl. hierzu VerfGH RP, AS 15, 66 [70]; AS 19, 339 [341]; 
23, 429 [431]; VerfGH NW, Urteil vom 19. Juli 2011 - 32/08 - juris, Rn. 58). 

Der Einwand des Landes, die Anbindung der Schlüsselzuweisungen an die Sozialausgaben füh-
re zu einer unzulässigen Anwendung des Konnexitätsprinzips aus Art. 49 Abs. 5 LV auf den Alt-
aufgabenbestand der Kommunen, geht daher ins Leere. Das Land trifft aus Art. 49 Abs. 6 in 
Verbindung mit Art. 49 Abs. 1 bis 3 LV keine direkte Pflicht zum Ausgleich von Sozialausgaben. 
Vielmehr hat es vor dem Hintergrund der hohen Soziallasten aus Gründen der Verteilungsge-
rechtigkeit die Grunddotation der Kommunen anzuheben und auf diese Weise einen angemes-
senen Beitrag zur Bewältigung der kommunalen Finanzkrise zu leisten. 

bb) Daneben bleibt es dem Land unbenommen, auf die festgestellte Unterfinanzierung der 
Kommunen auch durch eine Entlastung der Kommunen auf der Ausgabenseite zu reagieren, 
beispielsweise durch Aufgabenrückführung oder die Lockerung gesetzlicher Standards (vgl. 
VerfGH RP, AS 27, 231 [243]). Auch eine weiterreichende Gebietsreform könnte die bestehen-
den Kostenstrukturen günstig beeinflussen (vgl. Kommunalbericht 2011, LT-Drs. 16/30, S. 42 f.).  
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cc) Solche ausgabenseitigen Maßnahmen können die von Verfassungswegen geschuldete, an-
gemessene Erhöhung der kommunalen Finanzmittel jedoch nicht vollständig ersetzen. Denn 
jedenfalls kurzfristig lassen sich die schwerwiegenden Finanzprobleme der Kommunen nur ab-
mildern, wenn sich auch ihre Einnahmesituation effektiv verbessert. Lediglich die Höhe der ver-
fassungsrechtlich gebotenen zusätzlichen Finanzausstattung hängt (auch) davon ab, welche 
weiteren Vorkehrungen das Land zur Entlastung der Kommunen von Aufgaben und Ausgaben 
trifft. 

dd) Der vom Land geschuldete spürbare Beitrag zur Bewältigung der kommunalen Finanzkrise 
kann nicht durch die Beteiligung am kommunalen Entschuldungsfonds abgegolten werden. Die-
ser führt bestimmungsgemäß nur zu einer (teilweisen) Entlastung der Kommunen von alten, bis 
zum 31. Dezember 2009 aufgelaufenen Kassenkrediten („Nachsorge“). Die kommunale Finanz-
krise ist jedoch nur zu bewältigen, wenn die mit Kassenkrediten belasteten Kommunen gleichzei-
tig ihre gegenwärtigen Defizite abbauen und so dauerhaft zu einem materiellen Haushaltsaus-
gleich finden. Ohne die Bereitstellung zusätzlicher Finanzmittel erscheint dies nach derzeitigem 
Stand der Dinge ausgeschlossen. Die kommunalen Kassenkredite wachsen nach wie vor schnel-
ler, als die Altverschuldung über den Kommunalen Entschuldungsfonds getilgt werden kann (vgl. 
LKT-Rundschreiben 36/2011 vom 12. Dezember 2011, S. 18).  

ee) Das Land kann im Gegenzug für seinen Beitrag zur Bewältigung der kommunalen Finanzkri-
se verlangen, dass auch die Kommunen ihre Kräfte größtmöglich anspannen. Die über Jahr-
zehnte gewachsene kommunale Finanzkrise erfordert von Verfassungswegen ein entschlosse-
nes und zeitnahes Zusammenwirken aller Ebenen. Insbesondere haben die Kommunen ihre 
eigenen Einnahmequellen angemessen auszuschöpfen und Einsparpotenziale bei der Aufga-
benwahrnehmung zu verwirklichen. Spielräume hierfür bestehen nach wie vor (vgl. Kommunal-
bericht 2011, LT-Drs. 16/30, S. 18 ff., 43 f. u. 78; X7. u. a., Kommunaler Finanz- und Schulden-
report X3., 2010, S. 119).  

Der Rechnungshof hat in seinem jüngsten Kommunalbericht festgestellt, dass die durchschnittli-
chen Realsteuerhebesätze der X3. Kommunen in den Jahren 2008 und 2009 immer noch unter 
dem Durchschnitt der westlichen Flächenländer lagen. Die kreisfreien Städte in X3. hatten bei 
der Grundsteuer B und bei der Gewerbesteuer in den letzten fünf Jahren sogar die niedrigsten 
Hebesätze aller westlichen Flächenländer. Auf der Ausgabenseite bestehen nach dem Kommu-
nalbericht Einsparpotenziale auch in gesetzlich zugewiesenen Aufgabenbereichen. Diese gilt es 
konsequent zu nutzen (vgl. Kommunalbericht 2011, LT-Drs. 16/30, S. 18 ff., 43 f. u. 78). 

Auf eine entsprechende Mitwirkung der Kommunen hat das Land im Wege der Kommunalauf-
sicht hinzuwirken (vgl. BVerwG, Urteil vom 27. Oktober 2010 - 8 C 43/09 - juris; Boett-
cher/Junkernheinrich, Kommunalfinanzen im Jahr 2009, in: Junkernheinrich u. a., Jahrbuch für 
öffentliche Finanzen 2010, S. 225 [237 f.]. Zum Ganzen auch den Kommunalbericht 2011, LT-
Drs. 16/30, S. 41 f.).  

b) Mit Blick auf den interkommunalen Finanzausgleich muss der Gesetzgeber darüber hinaus 
dafür sorgen, dass die Soziallasten - die nach wie vor erhebliches Steigerungspotenzial aufwei-
sen - aufgabengerecht erfasst und schwerwiegende Benachteiligungen einzelner Gebietskörper-
schaften bzw. Gebietskörperschaftsgruppen dauerhaft vermieden werden. Dies kann - bei-
spielsweise - durch eine Reform des Soziallastenansatzes geschehen.  

c) Im Rahmen der Neuregelung hat der Gesetzgeber darzulegen, inwieweit die Finanzausstat-
tung der Kommunen „unter dem Strich“ tatsächlich verbessert wurde und weshalb dieser Beitrag 
zur Bewältigung der kommunalen Finanzkrise - auch unter Berücksichtigung einer zumutbaren 
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eigenen Kräfteanspannung der Kommunen - angemessen ist. Außerdem ist aufzuzeigen, dass 
und wie die Benachteiligung der Landkreise und kreisfreien Städte bei der Finanzmittelverteilung 
abgestellt wurde bzw. wird.  

d) Der Gesetzgeber kann die erforderliche Neuregelung des kommunalen Finanzausgleichs auf 
die Zeit ab dem 1. Januar 2014 beschränken. Eine rückwirkende Korrektur der beanstandeten 
Regelungen ist von Verfassungswegen nicht zwingend geboten. Dies folgt aus den Erfordernis-
sen einer geordneten Finanz- und Haushaltswirtschaft, die - wie die Selbstverwaltungs- und Fi-
nanzausstattungsgarantie - Verfassungsrang genießen. 
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